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Darum geht es im Verfahren
gegen den Ex-Ruag-Mitarbeiter
Staatsanwaltschaft inNiedersachsen ermittelt wegenKorruption.

Kari Kälin undDoris Kleck

Am Montag liess die Ruag, der
bundeseigene Rüstungsbetrieb,
gleichzweiBombenplatzen.Ers-
tensmachtesiepublik,dasssie25
der 96 in Italien eingelagerten
Leopard-Panzer bereits einmal
verkaufthatte.Zweitens teiltesie
mit, dasses schon inderVergan-
genheit zuUnstimmigkeiten bei
Geschäftsaktivitäten imZusam-
menhang mit den genannten
Panzern gekommen sei. So sei
voreineinhalbJahreneinErmitt-
lungsverfahren in Deutschland
eingeleitetworden.

Mitweiteren Informationen
hielt sich die Ruag bislang zu-
rück.RecherchenvonCHMedia
zeigen, dass sich die Ermittlun-
gengegeneinenehemaligenRu-
ag-Mitarbeiter richten. Fest
steht auch, dass die Schweizer
Bundesanwaltschaft Deutsch-
land bereits einmal Rechtshilfe
geleistet hat und ein ergänzen-
desGesuch hängig ist.

Das Verfahren wird geführt
von der Staatsanwaltschaft Ver-
den inNiedersachsen–undzwar
vonderStelle fürKorruptionsbe-

kämpfung. Damit ist auch be-
reitsklar,worumes imVerfahren
geht. Die Staatsanwaltschaft
VerdenbestätigtCHMedia,dass
sie gegen fünf deutsche Staats-
angehörigewegendesVerdachts
derUntreue,derBestechungund
Bestechlichkeit im geschäftli-
chenVerkehrermittelt.Einer sei
ein ehemaliger Mitarbeiter der
Ruag. Gegenstand seien Unre-
gelmässigkeiten imZusammen-
hangmitdemHandelmitErsatz-
teilen fürmilitärischesGerät.Ein
Abschluss des Verfahrens ist
nicht konkret absehbar.

RuagprüftZivilklage
gegenMitarbeiter
Weil es ein laufendes Verfahren
ist, äussert sich die Ruag nicht
weiter dazu. Kommunikations-
chef Silvan Gruber sagt: «Wir
von der Ruag haben Kenntnis
vom Verfahren und wir unter-
stützenesoperativ.»Gemässder
Ruag stehen die Ermittlungen
im Zusammenhang mit den
Leopard-Panzern.

Angaben der Staatsanwalt-
schaft Verden weisen jedoch
darauf hin, dass es nicht umdie

Panzer alsGanzesgeht, sondern
umeinzelne Bestandteile.

Die Ruag besitzt 96 Panzer
des Typs Leopard 1. Sie sind in
Italien eingelagert. Wegen des
Kriegs in der Ukraine sind sie
begehrt. Der deutsche Rüs-
tungskonzernRheinmetallwoll-
tediePanzerkaufen, aufmöbeln
und dann an dieUkraineweiter
liefern. Der Bundesrat stoppte
aber denDeal, weil er nichtmit
der Neutralität kompatibel ist.
25 dieser Panzer verkaufte die
Ruagoffenbarbereits 2019.Eine
deutsche Firma beansprucht
diese Panzer für sich.

Beim Korruptionsverfahren
geht es offenbar aber nicht um
diese 25 Panzer. Die Staatsan-
waltschaft Verden sagt, dieser
Sachverhalt sei in Deutschland
nichtbekannt.KeineFragenbe-
antwortet sie zur mutmassli-
chen Deliktsumme und zu Ge-
schädigten. Gemäss Recher-
chen prüft jedoch dieRuag eine
eigene Zivilklage gegen den
ehemaligen Mitarbeiter. Das
wiederumweistdaraufhin, dass
derRüstungskonzernzudenGe-
schädigten gehört.

Der Bundesrat verbietet die
Ohrfeige – gegen seinen Willen
Die gewaltfreie Erziehung soll imRecht verankert werden.

Michael Graber

Die Ohrfeige für aufmüpfige
Kinder ist hoffentlich endgültig
Geschichte.DerBundesratwill,
dass die gewaltfreie Erziehung
im Zivilgesetzbuch verankert
wird. Er hat an seiner Sitzung
vom Mittwoch eine Vernehm-
lassung über eine entsprechen-
deÄnderung imZivilgesetzbuch
eröffnet. Neu soll im Gesetzes-
text stehen: «Insbesondere ha-
ben sie (die Eltern) das Kind
ohne Anwendung von körperli-
chenBestrafungenundanderen
FormenentwürdigenderGewalt
zu erziehen.»

Der Bundesrat macht das
gegen seinen Willen. Der Auf-
tragkommtausdemParlament.
Die Landesregierung hatte sich
wiederholt auf den Standpunkt
gestellt, dass eine gesetzliche
Regelung unnötig sei. Schon
heute sei Gewalt in der Erzie-
hungnicht erlaubt.Undeine sol-
che Regelung könnte «auch
Angst vor staatlichemInterven-
tionismus schüren», schriebder
Bundesrat in der Antwort auf
einen Vorstoss, der dann trotz-

dem vom Parlament angenom-
menwurde.

Eine eigentliche Verbots-
norm will der Bundesrat aber
auch weiterhin nicht. «Es geht
um Sensibilisierung undUnter-
stützung, nicht um Sanktionie-
rung und Kriminalisierung der
Eltern, immermit Fokus aufdie
Verbesserung der Situation des
Kindes»,heisst es imBericht zur
vorgeschlagenen Massnahme.
DerneueSatzhabeeinen«Leit-
bildcharakter». Und weiter:
«Die Bestimmung schreibt kei-
ne Erziehungsmethode vor, die
Eltern sollen bei der Erziehung
ihrer Kinder nach wie vor auto-
nombleiben.»

Kantonemüssen
Anlaufstellenausbauen
Die Neuregelung diene auch
dazu, dass«die gesetzlicheVer-
ankerung der gewaltfreien Er-
ziehungdieRechtslageklar zum
Ausdruckbringt».Das auchda-
rum,daes rechtlich inderPraxis
zuweilen durchaus umstritten
war, ob eine Ohrfeige oder ein
Klaps auf den Hintern tatsäch-
lich schon für strafrechtliche

Konsequenzen reichen. Als Zu-
satz will der Bundesrat im neu-
en Gesetz die Prävention stär-
ken.Erdelegiert das aber andie
Kantone, diese sollendafür sor-
gen, «dass sich die Eltern und
das Kind bei Schwierigkeiten in
der Erziehung gemeinsamoder
einzeln an Beratungsstellen
wenden können». Die nieder-
schwelligen Beratungs- und
Hilfsangebote für Eltern und
Kinder sollen«ausgebautbezie-
hungsweise der Zugang dazu
verbessert werden».

Jetzt dürfen unter anderem
die Kantone zum Entwurf Stel-
lung nehmen. Für ihre eher lo-
ckere Rechtspraxis wurde die
Schweiz bereits mehrfach von
derUNOgerügt.

Gemäss einer Umfrage im
Auftrag der Stiftung Kinder-
schutzSchweizwendetdieHälf-
tederElternGewalt an, diehäu-
figsteForm ist einKlaps auf den
Hintern. Für6bis 11Prozentder
ElterngehörtGewalt sogar zum
erzieherischen Standardreper-
toire – etwa 130000Kinder er-
leiden also regelmässigKörper-
strafen durch ihre Eltern.

Ständeräte als Spielverderber
Bei der Kita-Vorlagewill die Ständeratskommission die Arbeitgeber zur Kasse bitten. Arbeitgeberverband und Linke reagieren empört.

Maja Briner

Zunächst lief alles nach Plan.
«Meilenstein bei externer Kin-
derbetreuung in Griffweite»,
verkündetederArbeitgeberver-
band, als der Nationalrat die
Kita-Vorlage Anfang März an-
nahm. Damit mehr Mütter er-
werbstätig bleiben, soll der
Bund 20Prozent der Elternbei-
träge für Kitas übernehmen.
Jährlich über 700 Millionen
Franken wollte der Nationalrat
dafür lockermachen–gegenden
WillendesBundesrats.DasVor-
haben, aufgegleist von einer
breiten Allianz, kam im Natio-
nalrat mit recht komfortabler
Mehrheit durch.

Doch nun grätscht der Stän-
derat jäh dazwischen. Seine Bil-
dungskommissionwill einande-
res System vertieft prüfen, wie
sie am Mittwoch mitteilte. Der
Schritt kommt überraschend –
Kritiker sprechen von einer
«Spontanidee». Dem Verneh-
mennachkamderVorschlagvon
FDP-Ständerat RuediNoser.

DerVorschlag: Eltern sollen
ab einem bestimmten – noch
nicht definierten – Beschäfti-
gungsgradeineBetreuungszula-
ge erhalten, dies innerhalb des
Systems der Familienzulagen.
Und:DieArbeitgebendensollen
zur Kasse gebetenwerden.

Das schontdieBundesfinan-
zen.DieMehrheit derKommis-
sion sieht lautKommissionsprä-
sident Benedikt Würth (Mitte/
SG) weitere Vorteile: Die Be-
treuungszulage könnte auf das
bewährte System der Familien-
zulagen aufbauen, gleichzeitig
würden keine kantonalen Auf-

gaben zum Bund verschoben.
Zudem sei es gerechtfertigt,
dassdieWirtschaft indieFinan-
zierung eingebunden werde,
dennsiehabeaucheinunmittel-
bares Interesseaneinerhöheren
Erwerbsquote.

Die heutigen Familienzula-
gen werden über Lohnbeiträge
der Arbeitgebenden finanziert.
Bei den neu zu schaffenden Be-
treuungszulagen wäre laut
WürthaucheingemischtesMo-
dell denkbar –dass alsoöffentli-
che Hand und Arbeitgeber sich

beteiligenwürden.DieKommis-
sion hat unter anderem dazu
Prüfungsaufträge erteilt. Das
heisst auch: Es geht weniger
rasch voran als gedacht.

Arbeitgeberverbandsteigt
aufdieBarrikaden
SP, Grüne und der Frauendach-
verband Alliance F kritisierten
den Entscheid umgehend
scharf. «Es ist eine grosse Ent-
täuschung, dass das Vorhaben
auf die lange Bank geschoben
wird», sagtMaya Graf (Grüne),

Co-Präsidentin von Alliance F
und Mitglied der Kommission.
«Viele Eltern wären dringend
darauf angewiesen.»

AllianceFmoniert, eshand-
le sich um einen teuren und in-
effizientenAlternativvorschlag.
EinKritikpunkt:Die Zulage soll
analleElternabeinemgewissen
Beschäftigungsgrad gehen –
egal, obhoheBetreuungskosten
anfallen oder nicht. Zweitens
warntderVerband,manbelaste
dadurchdieUnternehmen.Das
würde letztlich auf die Löhne

drücken, warnt Co-Präsidentin
Kathrin Bertschy (GLP).

SievermutethinterdemEnt-
scheideineVerzögerungstaktik:
«GewisseStänderätewollenkei-
neLösung,wollendasabernicht
sagen. Deshalb verstecken sie
sich hinter der Diskussion ums
Modell.»

Der Arbeitgeberverband
wiederum ist alles andereals er-
freutdarüber, dassdieKommis-
sion die Arbeitgebenden in die
Pflicht nehmen will. Er nehme
den Entscheid «erstaunt» zur

Kenntnis, heisst es beim Ver-
band. Bereits heute bezahlten
die Arbeitgeber jährlich gegen
fünf Milliarden Franken allein
für die Kinderzulagen, gibt
ChefökonomSimonWeyzube-
denken. Und kündigt an: «Der
SchweizerischeArbeitgeberver-
band würde eine Vorlage mit
den so ausgelösten Kostenfol-
gen entschieden bekämpfen.»

Keller-Sutterbrachtedie
Ideeschon imJuniauf
DochdieMehrheit derKommis-
sion hält es für richtig, die
Arbeitgeber in die Pflicht zu
nehmen. «Die Wirtschaft ver-
langt an vorderster Front nach
Massnahmen gegen den Fach-
kräftemangel», argumentiert
FDP-Ständerat Matthias Mi-
chel.Geradewegendesgrossen
InteressesderArbeitgeber sei es
legitim, dass sie auch mitfinan-
zierten. Interessant dabei: Fi-
nanzministerin Karin Keller-
Sutterhatte eineBeteiligungder
Arbeitgeber bereits im Juni an
einer Medienkonferenz als
Möglichkeit erwähnt.

DieKritik, eshandle sichum
eineVerzögerungstaktik,weisen
Bürgerliche zurück, soetwaMit-
te-Ständerätin Andrea Gmür-
Schönenberger. «Leider gibt es
einegewisseVerzögerung.Aber
wichtiger ist mir, dass schluss-
endlich eine Lösung zustande
kommt.» Der nationalrätliche
Vorschlag hätte es momentan
im Ständerat schwer gehabt,
sagt die Luzernerin. «Daher
braucht esdieseZusatzschlaufe.
Dann können wir sehen, wel-
ches Modell besser und mehr-
heitsfähig ist.»

Kitas sind teuer. Für manche Eltern lohnt es sich daher kaum, dass beide erwerbstätig sind. Bild: Gaetan Bally/Keystone


